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ANFRAGE

 

des Abgeordneten Pirklhuber, Freundinnen und Freunde

 

an Bundesministerin für Gesundheit, Familie und Jugend

 

betreffend rückläufige Entwicklung bei der Direktvermarktung

 

Laut Daten aus dem Lebensmittelbericht 2008 des BMLFUW, S 110 zeigt die Direktvermarktung in Österreich eine stark rückläufige Tendenz:

 

	 
Direktvermarktung - Einkäufe von Agrarprodukten
 

	 
	Einkäufe nach Menge
	Einkäufe nach Wert

	 
	2006 
in 1.000 kg
	Veränderung zu 2002 in %
	2006 
in 1.000 kg
	Veränderung zu 2002 in %

	Ab-Hof-Verkauf
	92.112
	-25,7
	183.499
	-22,5

	Bauernmarkt
	16.989
	-31,7
	47.161
	-21,1

	Zustelldienste
	13.392
	-2,8
	84.051
	+17,6

	Quelle: RollAMA, AMA Marketing (2007)


 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende

 

ANFRAGE:

1.      Der Rückgang der Direktvermarktung ist eng verknüpft mit hohen Hygieneauflagen und Aufzeichnungspflichten. Sind Erleichterungen für die BäuerInnen angedacht? Wenn ja, welche? Wenn nein, warum nicht?

Frage 1:
Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 und der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 mussten nationalstaatliche Rechtsvorschriften für die Direktvermarktung von Lebensmitteln erlassen werden, was mit der Lebensmittel-Direktvermarktungsverordnung, BGBl. II Nr. 108/2006, geschehen ist. 
 
Diese Verordnung wurde im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft in Übereinstimmung mit der Wirtschaftskammer Österreich und der Landwirtschaftskammer Österreich erlassen.
 
Sie enthält größenangepasste Hygienevorschriften für die Direktvermarktung von kleinen Mengen bestimmter Lebensmittel, die Erleichterungen gegenüber jenen Betrieben vorsehen, die die Verordnung (EG) Nr. 852/2004 bzw. die Verordnung (EG) Nr. 853/2004 einhalten müssen.
 
Weiters wurden in der Lebensmittelhygiene-Anpassungsverordnung, BGBl. II Nr. 91/206, für alle kleinen Fleischlieferbetriebe Erleichterungen festgelegt, welche den vor 2006 gültigen Vorschriften für Kleinbetriebe entsprechen.
 

2.      Die EU-VO 882/2004 regelt die amtlichen Kontrollen zur Überprüfung und Einhaltung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz. Lt. Präambel (32) ist die Einhebung von Finanzmitteln für die Kontrolle für die Mitgliedsstaaten zulässig. Gelten diese Kontrollgebühren für alle Lebensmittel- und FuttermittelproduzentInnen oder gibt es Ausnahmen (beispielsweise für ProduzentInnen von kleinen Mengen oder Primärerzeugnissen)? Wenn ja, welche? Wenn nein, warum nicht?

Frage 2: 
Auf Bundesebene sind Gebühren für folgende Bereiche vorgesehen:
 
- Schlachttier- und Fleischuntersuchung für große Betriebe (§ 64 Abs. 4 LMSVG)
- Hygienekontrollen in nach § 10 Abs 1 oder 8 LMSVG zugelassenen Betrieben (seit 1.1.2008)
- Rückstandskontrollen bei Milch, Eiern, Fischereierzeugnissen (seit 1.1.2008)
- Kontrollen infolge Wahrnehmung von lebensmittelrechtlichen Verstößen, die über die routinemäßigen Kontrollen hinausgehen (seit 1.3.2008).
 
Im Bereich der Fleischlieferbetriebe liegt die Gestaltung der Gebühren für die kleinen Betriebe bei den Ländern. Diese haben die Gestaltungsmöglichkeit gemäß den Vorgaben der Verordnung (EG) Nr. 882/2004. Gebühren wurden in diesem Bereich auch bereits von den Ländern eingehoben. Sie stellen daher keine Neuerung dar.
 
Die Gebühren für Rückstandskontrollen bei Milch, Eiern, Fischereierzeugnissen werden bei den sogenannten Flaschenhälsen eingehoben, d.s. Molkereien, Eipackstellen, Fischereierzeugnisbetriebe. Hierzu wird bemerkt, dass laut einer EG-Richtlinie schon seit 1996 Gebühren hätten eingehoben werden müssen.
 
Im Bereich der Schlachttier- und Fleischuntersuchung stellen Gebühren keine Neuerung dar. 
 
Die Abrechnung erfolgt nach angefangener Viertelstunde bzw. halben Stunde bei Nachkontrollen außerhalb des Schlachttier- und Fleischuntersuchungsbereiches. Die Häufigkeit der Kontrollen richtet sich nach dem mit dem Betrieb verbundenen Risiko, die Dauer nach der Größe des Betriebes. Kleine Betriebe haben damit in der Regel mit geringeren Kontrollkosten zu rechnen.
 
Mit freundlichen Grüßen
Dr. Andrea Kdolsky
Bundesministerin
